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aa) Hortlaut des S 19 Abs. 4 HHG: Erhöhte Anforderungen 
an die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 
Bodennutzung 

bb) Entstehungsgeschichte des S 19 Abs. 4 HHG 

3. Zielsetzung des S 19 Abs. 4 HHG: Gezielter Ausgleich nur 
derjenigen Nachtelle, die für die Verfolgung des besonderen 
Schutzzwecks Trinkwassergewinnung in einem Hasserschutz­
gebiet spezifisch sind 

a) Rechtsfolge des S 19 Abs. 4 HHG: Ausgleich der unzu­
mutbaren Folgen aus der "benachbarten" Nutzung des 
Grundwassers für die öffentliche Hasserversorgung, 
kein Ausgleich für die wasserrechtliche "Vorbelastung" 
des landwirtschaftlich genutzten Grundstücks 

aa) Hasserrechtliche Vorbelastung in Gestalt der allge­
meingültigen, auch ohne Hassergewinnung zu beachten­
den rechtlichen Anforderungen zum Schutz des Grund­
wassers 

bb) Uber die wasserrechtliche Vorbelastung hinausgehende, 
ausgleichspflichtige Einschränkungen: 

(1) Schutzanordnungen, die spezifisch auf die Ein­
haltung von Reinheitsgebotstandards für Trink­
wasser abgestellt sind 

(2) Schaffung eines erhöhten Sicherheitsniveaus 
zugunsten der Sicherstellung der öffentlichen 
Hasserversorgung 

b) Abgrenzung ausgleichspflichtiger/ausgleichsfreier 
Einschränkungen der landwirtschaftlichen Boden­
nutzung im Einzelfall 

4. S 19 Abs. 4 HHG - ein Mittel, mehr Effektivität was­
serrechtlich notwendiger Einschränkungen der landwirt­
schaftlichen Bodennutzung zu erreichen? 
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XXVIII 

a) Rückführbarkeit genereller betrieblicher Umstellungen 
auf die erhöhten Anforderungen im Wasserschutzgebiet 

b) Vorteilsausgleich analog S 254 BGB, Berücksichtigung 
von Ausweichmöglichkeiten 

III. Analoge Anwendung des S 19 Abs. 4 WHG für "Schutzanord­
nungen" auf nicht-wasserrechtlicher Grundlage (innerhalb 
und außerhalb von Wasserschutzgebieten) und für Garten­
baubetriebe 

1. Nicht auf Schutzanordnungen l.S.d. S 19 Abs. 2 WHG be­
ruhende Vorkehrungen zur Einhaltung der Nitrat- und 
Pestizidgrenzwerte der TrinkwasserVO 1986 innerhalb und 
außerhalb von Wasserschutzgebieten 

a) Einschränkungen des Pflanzenschutzes auf der Grundlage 
des PflSchG und der PflSchAnwVO 1988 

b) Einschränkungen der Düngung nach Normen des Dünge­
mittel-, Abfall-, Immissionsschutz- und Baurechts 

c) Möglichkeit einer lückenlosen pflanzenschutzrecht­
lichen Begrenzung des Pestizideinsatzes auf dem 
Niveau von Schutzanordnungen nach S 19 Abs. 2 WHG 
innerhalb und außerhalb von Wasserschutzgebieten 

2. Regelungslücke als Voraussetzung einer analogen An­
wendung des § 19 Abs. 4 WHG 

a) Kein nachbarrechtlicher Billigkeitsausgleich nach 
S 32 Abs. 2 PflSchG 

b) Regelungslücke trotz des Ausnahmecharakters von S 19 
Abs. 4 WHG 

3. Voraussetzungen der analogen Anwendung des S 19 Abs. 4 
WHG für Einschränkungen der Pestizidverwendung inner­
halb und außerhalb von Wasserschutzgebieten 

4. Realisierung der analogen Anwendung des § 19 Abs. 4 WHG 
bei der Umsetzung in landesrechtliche Ausführungsvor­
schriften 

5. Analoge Anwendung des S 19 Abs. 4 WHG auf Einschränkungen 
der Bodennutzung durch Gartenbaubetriebe 

IV. Die pauschale Abwicklung des Ausgleichsanspruchs aus 
S 19 Abs. 4 WHG 

1. Das Ausmaß zulässiger Pauschalierung des Ausgleichs 
nach $ 19 Abs. 4 WHG 
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XXIX 

a) Rechtsnatur des S 19 Abs. 4 WHG als nachbarrechtlicher 
Ausgleichsanspruch, Zahlungspflicht des begünstigten 
Hasserversorgungsunternehmens 

b) Systematische Stellung des S 19 Abs. 4 HHG - Anknüpfen 
an die Enteignungsregelung des S 19 Abs. 3 HHG 

c) Anknüpfen des Normgebers an S 15 Abs. 3 a.F. LHG NRH 

d) Sperrwirkung des S 19 Abs. 4 HHG gegenüber einer subven­
tionierenden Pauschalierung des Ausgleichsanspruchs 

2. Die pauschalierende Abwicklung des S 19 Abs. 4 HHG in 
Baden-Hürttemberg und Hessen 

a) Kein Verstoß der Pauschalabwicklung nach der bad.-
württ. SchALVO gegen S 19 Abs. 4 HHG, jedoch gegen 
das Subventionsverbot nach Art. 92 Abs. 1 EHG-Vertrag 

b) Ausgangs- und Vorsorgewerte für die standortgerechte 
bzw. wasserschutzgebietsspezifische Beschränkung der 
Düngung und danach differenzierte Pauschalwerte für 
die Ausgleichszahlungen in Hessen; Programm zur Er­
mittlung der Boden- und Grundwasserbelastbarkeit 

V. Ergebnis: Ambivalente Hertung des Ausgleichsanspruchs nach 
S 19 Abs. 4 HHG 

Zusammenfassung 
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